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Verjährung 

§ 31. (1) Die Verfolgung einer Person ist unzulässig, wenn gegen sie binnen einer Frist von einem 
Jahr keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von dem 
Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare 
Verhalten aufgehört hat; ist der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten, so läuft die Frist 
erst von diesem Zeitpunkt. 

(2) Die Strafbarkeit einer Verwaltungsübertretung erlischt durch Verjährung. Die Verjährungsfrist 
beträgt drei Jahre und beginnt in dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt. In die Verjährungsfrist werden nicht 
eingerechnet: 

 1. die Zeit, während deren nach einer gesetzlichen Vorschrift die Verfolgung nicht eingeleitet oder 
fortgesetzt werden kann; 

 2. die Zeit, während deren wegen der Tat gegen den Täter ein Strafverfahren bei der 
Staatsanwaltschaft, beim Gericht oder bei einer anderen Verwaltungsbehörde geführt wird; 

 3. die Zeit, während deren das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung einer Vorfrage 
ausgesetzt ist; 

 4. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder 
vor dem Gerichtshof der Europäischen Union. 

(3) Eine Strafe darf nicht mehr vollstreckt werden, wenn seit ihrer rechtskräftigen Verhängung drei 
Jahre vergangen sind. In die Verjährungsfrist werden nicht eingerechnet: 

 1. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder 
vor dem Gerichtshof der Europäischen Union; 

 2. Zeiten, in denen die Strafvollstreckung unzulässig, ausgesetzt, aufgeschoben oder unterbrochen 
war; 
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 3. Zeiten, in denen sich der Bestrafte im Ausland aufgehalten hat. 
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